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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes über die Entschädigung 
für Strafverfolgungsmaßnahmen 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die Entschädigung von zu Unrecht erlittenen Strafverfolgungs- 
maßnahmen wird zur Zeit durch das Gesetz betr. die Ent- 
schädigung der im Wiederaufnahmeverfahren freigesprochenen 
Personen vom 20. Mai 1898 (BGBl. III S. 313-1) und durch das 
Gesetz betr. die Entschädigung für unschuldig erlittene Unter- 
suchungshaft vom 14. Juli 1904 (BGBl. III S. 313-2) geregelt. 
Der vorliegende Gesetzentwurf bringt eine Neuregelung dieser 
Rechtsmaterie. 


B. Lösung 

Der Regierungsentwurf sieht wesentliche Erweiterungen der 

staatlichen Entschädigungspflicht vor. Im einzelnen enthält er 

vor allem folgende Neuerungen: 

a) Es soll die bisherige gesetzliche Voraussetzung, daß eine 
Entschädigung nur bei erwiesener Unschuld oder beim 
Fehlen eines begründeten Verdachts (sog. „Unschulds- 
klauseU) geleistet wird, beseitigt werden. 

b) Die Entschädigungspflicht wird auf alle strafrechtlichen 
Folgen einer Verurteilung sowie auf bestimmte vorläufige 
Maßnahmen der Strafverfolgung (z. B. die vorläufige Ent- 
ziehung der Fahrerlaubnis und die Beschlagnahme) aus- 
gedehnt. 

c) Die bisher geltenden Höchstgrenzen für die Entschädigung 
sollen wegfallen. 

d) Die Entschädigung soll nicht nur den Ersatz des Vermögens- 
schadens umfassen, sondern für Freiheitsentziehung auch 
einen pauschalen Ersatz des immateriellen Schadens. 

e) Der Entwurf sieht ferner eine Entschädigung auch vor, wenn 
die strafgerichtliche Verurteilung gegenüber der erlittenen 
Untersuchungshaft geringer ausfällt, wenn von Strafe ab- 


Drudt; Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. {0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/460 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


gesehen wird oder das Verfahren nach einer Ermessens- 
vorschrift eingestellt wird. 


C. Alternativen 

Die Stellungnahme des Bundesrates schlägt eine Reihe von 
Änderungen zu den einzelnen Bestimmungen des Regierungs- 
entwurfs vor. 


D, Kosten 

Für den Bund werden die Mehrausgaben jährlich auf 50 000 bis 
100 000 DM, für die Länder insgesamt auf etwa 10 Millionen DM 
geschätzt. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 26. Februar 1970 

1/3 _ 44304 — En 4/4/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes über die Entschädi- 
gung für Strafverfolgungsmaßnahmen (StrEG) 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 347. Sitzung am 23. Januar 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen 

(StrEG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Entschädigung für Urleilsfolgen 

(1) Wer durch eine strafgerichtliche Verurteilung 
einen Schaden erlitten hat, wird aus der Staatskasse 
entschädigt, soweit die Verurteilung im Wiederauf- 
nahmeverfahren oder sonst, nachdem sie rechts- 
kräftig geworden ist, in einem Strafverfahren fort- 
fällt oder gemildert wird. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn ohne Ver- 
urteilung eine Maßregel der Sicherung und Besse- 
rung oder eine Nebenfolge angeordnet worden ist. 

§ 2 

Entschädigung für andere 
Strafverfolgungsmaßnahmen 

(1) Wer durch den Vollzug der Untersuchungshaft 
oder einer anderen Strafverfolgungsmaßnahme einen 
Schaden erlitten hat, wird aus der Staatskasse ent- 
schädigt, soweit 

1 . er freigesprochen, außer Verfolgung gesetzt oder 
das Verfahren gegen ihn eingestellt wird, 

2. die in der strafgerichtlichen Verurteilung ange- 
ordneten Rechtsfolgen geringer sind als die dar- 
auf gerichteten Sträfverfolgungsmaßnahmen, 

(2) Andere Strafverfolgungsmaßnahmen sind 

1. die einstweilige Unterbringung und die Unter- 
bringung zur Beobachtung nach den Vorschriften 
der Strafprozeßordnung und des Jugendgerichts- 
gesetzes, 

2. die vorläufige Festnahme nach § 127 Abs. 2 der 
Strafprozeßordnung, 

3. Maßnahmen des Richters, der den Vollzug des 
Haftbefehls aussetzt (§ 116 der Strafprozeßord- 
nung), 

4. die Sicherstellung, die Beschlagnahme und die 
Durchsuchung, soweit die Entschädigung nicht in 
anderen Gesetzen geregelt ist, 

5. die vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis. 

(3) Als Strafverfolgungsmaßnahmen im Sinne die- 
ser Vorschrift gelten die Auslieferungshaft, die vor- 
läufige Auslieferungshaft, die Sicherstellung, die Be- 
schlagnahme und die Durchsuchung, die im Ausland 
auf Ersuchen einer deutschen Behörde angeordnet 
worden sind. 


§ 3 

Entschädigung nach Billigkeit 

Für die in § 2 genannten Strafverfolgungsmaß- 
nahmen kann eine Entschädigung gewährt werden, 
soweit dies nach den Umständen des Falles der 
Billigkeit entspricht, wenn das Gericht von Strafe 
abgesehen hat oder das Verfahren nach einer Vor- 
schrift eingestellt worden ist, die dies nach dem 
Ermessen des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft 
zuläßt. 

§ 4 

Ausschluß und Versagung der Entschädigung 

(1) Die Entschädigung ist ausgeschlossen 

1. für die erlittene Untersuchungshaft, eine andere 
Freiheitsentziehung und für die vorläufige Ent- 
ziehung der Fahrerlaubnis, soweit deren Anrech- 
nung auf die verhängte Strafe unterbleibt, 

2. für eine Freiheitsentziehung, wenn eine freiheits- 
entziehende Maßregel der Sicherung und Besse- 
rung angeordnet oder von einer solchen Anord- 
nung nur deshalb abgesehen worden ist, weil der 
Zweck der Maßregel bereits durch die Freiheits- 
entziehung erreicht ist, 

3. für die vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis 
und für die Sicherstellung oder Beschlagnahme, 
wenn die Entziehung der Fahrerlaubnis oder die 
Einziehung endgültig angeordnet oder von einer 
solchen Anordnung nur deshalb abgesehen wor- 
den ist, weil ihre Voraussetzungen nicht mehr 
Vorlagen. 

(2) Die Entschädigung ist ferner ausgeschlossen, 
wenn der Beschuldigte die Strafverfolgungsmaß- 
nahme veranlaßt hat 

1. durch eine schuldhafte Säumnis oder 

2. dadurch, daß er einer Anweisung nach § 116 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3, Abs. 3 der Strafprozeßordnung 
zuwidergehandelt hat, oder 

3. dadurch, daß er in einer Selbstanzeige vorge- 
täuscht hat, die ihm zur Last gelegte Tat began- 
gen zu haben. 

(3) Die Entschädigung kann ganz oder teilweise 
versagt werden, wenn der Beschuldigte 

1. die Strafverfolgungsmaßnahmen dadurch veran- 
laßt hat, daß er sich selbst in wesentlichen Punk- 
ten wahrheitswidrig oder im Widerspruch zu 
seinen späteren Erklärungen belastet oder we- 
sentliche entlastende Umstände verschwiegen 


2 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Druc ksache YI/460 


hat, obwohl er sich zur Beschuldigung geäußert 
hat, oder 

2. wegen einer strafbaren Handlung nur deshalb 
nicht verurteilt oder das Verfahren gegen ihn ein- 
gestellt worden ist, weil er im Zustand der Zu- 
rechnungsunfähigkeit gehandelt hat oder weil ein 
Verfahrenshindernis bestand. 

(4) Die Entschädigung für eine Freiheitsentziehung 
kann ferner ganz oder teilweise versagt werden, 
wenn das Gericht die für einen Jugendlichen gel- 
tenden Vorschriften anwendet und hierbei eine er- 
littene Freiheitsentziehung berücksichtigt. 

§ 5 

Umfang des Entschädigungsanspruchs 

(1) Gegenstand der Entschädigung ist der durch 
die Strafverfolgungsmaßnahme verursachte Ver- 
mögensschaden, im Falle der Freiheitsentziehung 
auch der Schaden, der nicht Vermögensschaden ist. 

(2) Für den Schaden, der nicht Vermögensschaden 
ist, beträgt die Entschädigung zehn Deutsche Mark 
für jeden Tag der Freiheitsentziehung. 

(3) Für einen Schaden, der auch ohne die Straf- 
verfolgungsmaßnahme eingetreten wäre, wird keine 
Entschädigung geleistet. 

§ 6 

Entscheidung des Strafgerichts 

(1) über die Verpflichtung zur Entschädigung ent- 
scheidet das Gericht in dem Urteil oder in dem Be- 
schluß, der das Verfahren abschließt. Ist die Ent- 
scheidung in der Hauptverhandlung nicht möglich, so 
entscheidet das Gericht nach Anhörung der Beteilig- 
ten außerhalb der Hauptverhandlung durch Beschluß. 

(2) Die Entscheidung muß die Strafverfolgungs- 
maßnahme bezeichnen und gegebenenfalls die Zeit 
angeben, für die Entschädigung zugesprochen wird. 

(3) Gegen die Entscheidung über die Entschädi- 
gungspflicht ist die sofortige Beschwerde nach den 
Vorschriften der Strafprozeßordnung zulässig. § 464 
Abs. 3 Satz 2 und 3 der Strafprozeßordnung sind 
entsprechend anzuwenden. 

§ 7 

Verfahren nach Einstellung durch die 
Staatsanwaltschaft 

(1) Hat die Staatsanwaltschaft das Verfahren ein- 
gestellt, so entscheidet das Gericht, das für die Er- 
öffnung des Hauptverfahrens zuständig gewesen 
wäre, auf Antrag über die Entschädigungspflicht. 
Der Antrag ist innerhalb eines Monats nach Ablauf 
des Tages zu stellen, an dem der Beschuldigte von 
der Einstellung Kenntnis erlangt hat. In dem Be- 
scheid über die Einstellung ist der Beschuldigte über 
sein Antragsrecht und das zuständige Gericht zu 
belehren. 


(2) Gegen die Entscheidung des Gerichts ist die 
sofortige Beschwerde nach den Vorschriften der 
Strafprozeßordnung zulässig. 

(3) War die Erhebung der öffentlichen Klage von 
dem Verletzten beantragt, so ist über die Entschädi- 
gungspflicht nicht zu entsdieiden, solange ^ durch 
einen Antrag auf gerichtliche Entscheidung die Er- 
hebung der öffentlichen Klage herbeigeführt werden 
kann. 

§ 8 

Anmeldung des Anspruchs; Frist 

(1) Ist die Entschädigungspflicht der Staatskasse 
rechtskräftig festgestellt, so ist der Anspruch auf 
Entschädigung innerhalb von sechs Monaten bei der 
Staatsanwaltschaft geltend zu machen, welche die 
Ermittlungen im ersten Rechtszug zuletzt geführt 
hat. Der Anspruch ist ausgeschlossen, wenn der Be- 
rechtigte es schuldhaft versäumt hat, ihn innerhalb 
der Frist zu stellen. Die Staatsanwaltschaft hat den 
Berechtigten über sein Antragsrecht und die Frist zu 
belehren. Die Frist beginnt mit der Zustellung der 
Belehrung. 

(2) Uber den Antrag entscheidet die Landesjustiz- 
verwaltung. Eine Ausfertigung der Entscheidung ist 
dem Antragsteller nach den Vorschriften der Zivil- 
prozeßordnung zuzustellen. 

§ 9 

Ersatzanspruch des kraft Gesetzes 
Unterhaltsberechtigten 

(1) Außer demjenigen, zu dessen Gunsten die Ent- 
schädigungspflicht der Staatskasse ausgesprochen 
worden ist, haben die Personen, denen er kraft 
Gesetzes unterhaltspflichtig war, Anspruch auf Ent- 
schädigung. Ihnen ist insoweit Ersatz zu leisten, als 
ihnen durch die Strafverfolgungsmaßnahme der 
Unterhalt entzogen worden ist. 

(2) Sind Unterhaltsberechtigte bekannt, denen ein 
Ersatzanspruch nach Absatz 1 zusteht, so soll die 
Staatsanwaltschaft, bei welcher der Anspruch gel- 
tend zu machen ist, sie über ihr Antragsrecht und 
die Frist belehren. Im übrigen ist § 8 Abs. 1 an- 
zuwenden. 

§ 10 

Rechtsweg; Beschränkung der Übertragbarkeit 
und des Erbübergangs 

(1) Gegen die Entscheidung über den Entschädi- 
gungsanspruch ist der Rechtsweg gegeben. Die Klage 
ist innerhalb von drei Monaten nach Zustellung der 
Entscheidung zu erheben. Für die Ansprüche auf Ent- 
schädigung sind die Zivilkammern der Landgerichte 
ohne Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstandes 
ausschließlich zuständig. 

(2) Bis zur rechtskräftigen Entscheidung über den 
Antrag ist der Anspruch nicht übertragbar. 
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(3) Der Anspruch auf Ersatz des Schadens, der 
nicht Vermögensschaden ist, geht nicht auf die Erben 
über, es sei denn, daß er gemäß § 8 Abs. 1 geltend 
gemacht worden ist. 

§ 11 

Nachträgliche Strafverfolgung 

(1) Die Entscheidung über die Entschädigungs- 
pflicht tritt außer Kraft, wenn der Berechtigte wegen 
derselben Tat nachträglich verurteilt wird. Eine be- 
reits geleistete Entschädigung ist zurückzuzahlen. 

(2) Ist die Wiederaufnahme des Verfahrens zu- 
ungunsten des Beschuldigten angeordnet oder das 
Hauptverfahren gegen ihn eröffnet worden, so kann 
bis zum Abschluß des Strafverfahrens die Entschei- 
dung über den Entschädigungsanspruch ausgesetzt 
sowie die Zahlung der Entschädigung verweigert 
werden. 

(3) Zur Sicherung der Vollstreckung wegen des 
Rückzahlungsanspruchs (Absatz 1) ist von den in 
Absatz 2 bezeichneten Entscheidungen des Straf- 
gerichts an der Arrest nach den Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung zulässig; § 926 der Zivilprozeß- 
ordnung ist nicht anzuwenden. 

§ 12 

Ersatzpflichtige Kasse 

(1) Ersatzpflichtig ist das Land, bei dessen Gericht 
das Strafverfahren im ersten Rechtszug anhängig 
war oder, wenn das Verfahren bei Gericht noch nicht 
anhängig war, dessen Gericht nach § 7 Abs. 1 über 
die Entschädigungspflicht entschieden hat. 

(2) Bis zum Betrag der geleisteten Entschädigung 
gehen die Ansprüche auf die Staatskasse über, 
welche dem Entschädigten gegen Dritte zustehen, 
weil durch deren rechtswidrige Handlungen die 
Strafverfolgungsmaßnahme herbeigeführt worden 
war. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Be- 
rechtigten geltend gemacht werden. 

§ 13 

Übergangsvorschriften 

Ist die Hauptverhandlung, in der die tatsächlichen 
Feststellungen, die der Entscheidung zugrunde lie- 
gen, letztmals geprüft werden konnten, vor Inkraft- 
treten dieses Gesetzes beendet worden, so sind die 
bisherigen Vorschriften anzuwenden. Dies gilt nicht 
für die darin enthaltenen Beschränkungen auf 
Höchstbeträge. Ist bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
über die Höhe des Entschädigungsanspruchs bereits 
gerichtlich oder außergerichtlich bestimmt worden. 


so hat es dabei sein Bewenden. Dies gilt nicht für 
wiederkehrende Leistungen, soweit sie nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes fällig werden. 

§ 14 

Aufhebung bisherigen Rechts 

(1) Es werden aufgehoben 

1. das Gesetz betreffend die Entschädigung der im 
Wiederaufnahmeverfahren freigesprochenen Per- 
sonen vom 20. Mai 1898 (Reichsgesetzbl. S. 345), 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur allgemei- 
nen Einführung eines zweiten Rechtszuges in 
Staatsschutz-Strafsachen vom 8. September 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1582), 

2. das Gesetz betreffend die Entschädigung für un- 
schuldig erlittene Untersuchungshaft vom 14. Juli 
1904 (Reichsgesetzbl. S. 321), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur allgemeinen Einführung 
eines zweiten Rechtszuges in Staatsschutz-Straf- 
sachen vom 8. September 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1582). 

(2) Soweit in anderen Vorschriften auf die in Ab- 
satz 1 bezeichneten Gesetze verwiesen wird, treten 
an deren Stelle die entsprechenden Vorschriften 
dieses Gesetzes. 

§ 15 

Änderung der Bundesdisziplinarordnung 

In § 109 Abs. 1 der Bundesdisziplinarordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juli 1967 
(Bundesgesetzbl. I S. 750, ber. S. 984), zuletzt ge- 
ändert durch das Fünfte Gesetz zur Änderung beam- 
tenrechtlicher und besoldungsrechtlicher Vorschrif- 
ten vom 19. Juli 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 848), 
werden die Worte „Gesetzes, betreffend die Ent- 
schädigung der im Wiederaufnahmeverfahren frei- 
gesprochenen Personen, vom 20. Mai 1898 (Reichs- 
gesetzbl. S. 345)" durch die Worte „Gesetzes über 
die Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen 
vom . . . (Bundesgesetzbl. IS....)" ersetzt. 

§ 16 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 17 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 
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Begründung 


I. Einführung 

Die Entschädigung der im Wiederaufnahmeverfahren 
freigesprochenen Personen ist in dem Gesetz vom 
20. Mai 1898 — HaftEntschäG — (Bundesgesetzbl. III 
313 — 1) geregelt, die Entschädigung für unschuldig 
erlittene Untersuchungshaft in dem Gesetz vom 
14. Juli 1904 — UHaftEntschäG — (Bundesgesetzbl. 
III 313 — 2). Die Gesetze normieren die Haftung des 
Staates für rechtmäßige Justizakte gegenüber den- 
jenigen, die verurteilt worden sind oder die in Un- 
tersuchungshaft waren, wenn die Strafverfolgung 
sich nachträglich als nicht gerechtfertigt herausge- 
stellt hat. Manche ausländischen Rechtsordnungen 
kennen eine solche Staatshaftung überhaupt nicht; 
andere beschränken sie auf unschuldig erlittene 
Strafhaft. Zur Zeit ihres Inkrafttretens bedeuteten 
die Gesetze für den zu Unrecht strafrechtlich Ver- 
folgten, der bis dahin allenfalls eine Billigkeits- 
entschädigung im Verwaltungswege erhalten konnte, 
einen wichtigen Fortschritt. 

Heute kann die gesetzliche Regelung nicht mehr 
befriedigen. Das beruht weniger auf einzelnen Män- 
geln, die sich in bestimmten Fällen gezeigt und 
öffentliche Kritik hervorgerufen haben. Die Ursache 
liegt vielmehr in der tiefgreifenden Veränderung 
der Stellung des einzelnen im Verhältnis zur staat- 
lichen Ordnung, die das Grundgesetz sowie Gesetz- 
gebung und Rechtsprechung bewirkt haben. Im 
Strafverfahren haben die Konvention zum Schutze 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie das 
Gesetz zur Änderung der Strafprozeßordnung und 
des Gerichtsverfassungsgesetzes vom 19. Dezember 
1964 (Bundesgesetzbl. I S. 1067) die Rechtsstellung 
des Beschuldigten in bedeutsamer Weise verstärkt. 
Die künftige Reform des Strafprozeßrechts wird 
weitere Folgerungen aus dem Rechtsstaatsprinzip 
ziehen, die in dieselbe Richtung gehen. Angesichts 
dieser Entwicklung bricht sich die Überzeugung 
Bahn, daß das geltende Recht die Spannung zwischen 
dem staatlichen Strafanspruch und der Unschulds- 
vermutung, zwischen den Belangen der Rechtspflege 
und den Grundrechten des Bürgers, nicht mehr rich- 
tig wertet, wenn es den Ersatzanspruch von der 
Verdachtslage abhängig macht, die im Zeitpunkt der 
Entscheidung besteht. Denn es ist nicht Sache des 
Angeklagten, seine Unschuld zu beweisen, sondern 
ihm muß seine Schuld nachgewiesen werden. Ge- 
lingt das nicht, so endet das Strafverfahren zu seinen 
Gunsten. Das bedeutet aber zugleich, daß der An- 
geklagte keinen Anspruch und oft auch keine Mög- 
lichkeit hat, das Verfahren bis zum Beweis seiner 
Unschuld fortzuführen. Dann aber ist es unbillig, 
wenn er trotz der für ihn streitenden und nicht 
widerlegten Unschuldsvermutung Strafverfolgungs- 
maßnahmen, die tief in sein Leben eingreifen kön- 
nen, entschädigungslos soll dulden müssen, wenn 


der Tatverdacht nicht ausgeräumt ist. Hier hatte 
deshalb die Reform des Entschädigungsrechts anzu- 
setzen. 

Die Entschädigungsregelung hängt so eng mit dem 
Strafprozeßrecht zusammen, daß ihre Eingliederung 
in die Strafprozeßordnung zu erwägen war. Damit 
stellte sich aber auch die Frage, ob die Neuregelung 
der geplanten, grundlegenden Reform der Straf- 
prozeßordnung Vorbehalten werden sollte. Die 
Bundesregierung ist jedoch mit den Landes justiz- 
verwaltungen der Auffassung, daß die als notwendig 
erkannte Reform der Entschädigungsbestimmungen 
nicht erst im Gesamtrahmen der Neugestaltung des 
Strafprozeßrechts vollzogen, sondern vorweg durch- 
geführt werden sollte. Sie wird in dieser Ansicht 
bestärkt durch die vom Deutschen Bundestag be- 
schlossene Änderung der Kostenvorschriften der 
Strafprozeßordnung. § 467 StPO in der Fassung des 
Einführungsgesetzes zum Gesetz über Ordnungs- 
widrigkeiten vom 24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 503) macht die Erstattung der notwendigen Aus- 
lagen des Angeklagten nicht mehr davon abhängig, 
ob seine Unschuld erwiesen oder dargetan ist, daß 
ein begründeter Verdacht gegen ihn nicht vorliegt. 
Damit ist für das Gebiet des Kostenrechts der Unter- 
schied zwischen einem Freispruch mangels Beweises 
und einem Freispruch wegen erwiesener Unschuld 
beseitigt worden. Der nunmehr vorgelegte Entwurf 
zur Neuregelung der Entschädigung verfolgt das- 
selbe Ziel. Er geht dabei vom geltenden Strafrecht 
und Strafverfahrensrecht aus, berücksichtigt aber 
auch die nach dem Ersten Gesetz zur Reform des 
Strafrechts am 1. April 1970 in Kraft tretenden Vor- 
schriften. Die Anpassung an das künftige Recht, 
darunter das am 1. Oktober 1973 in Kraft tretende 
Zweite Gesetz zur Reform des Strafrechts, muß den 
Einführungsgesetzen zum neuen Strafgesetzbuch und 
zu einer neu zu gestaltenden Strafprozeßordnung 
Vorbehalten bleiben. 


1 II. Die Grundzüge des Entwurfs 

Der Entwurf beseitigt, wie dargelegt, die bisherige 
„UnschuldsklausePL Darüber hinaus bringt er be- 
deutsame Erweiterungen der Entschädigungspflicht. 
Nach einer für den Angeklagten günstig ausgegan- 
genen Wiederaufnahme des Verfahrens soll ihm 
Ersatz für einen durch die Verurteilung verursachten 
Vermögensschaden auch zustehen, wenn eine Voll- 
streckung der Strafe noch nicht stattgefunden hat. 
Die bisherige gesetzliche Regelung ist auf die Ent- 
j Schädigung für Strafen und Maßregeln der Sicherung 
I und Besserung (Gesetz betr. die Entschädigung der 
I im Wiederaufnahmeverfahren freigesprochenen Per- 
sonen) sowie für Untersuchungshaft und einstweilige 
Unterbringung (Gesetz betr. die Entschädigung für 
unschuldig erlittene Untersuchungshaft) beschränkt. 
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Der Entwurf dehnt die Entschädigungspflicht aus 
auf alle strafrechtlichen Folgen einer Verurteilung 
sowie auf vorläufige Maßnahmen der Strafverfol- 
gung, welche den Beschuldigten besonders belasten 
können, z. B. die vorläufige Entziehung der Fahr- 
erlaubnis oder die Beschlagnahme {§ 2 Abs. 2). 

Der Entwurf will ferner die bisherigen Höchst- 
grenzen der Entschädigung beseitigen, die durch das 
Ausführungsgesetz zu dem Gesetz gegen gefährliche 
Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln der 
Sicherung und Besserung vom 24. November 1933 
(Reichsgesetzbl. I S. 1000) eingeführt worden sind 
und die den Ersatzanspruch auf 75 000 Mark Kapital- 
entschädigung und 4 500 Mark Jahresrente be- 
schränken. 

Das geltende Recht läßt für zu Unrecht erlittene 
Strafhaft und Untersuchungshaft nur den Ersatz des 
Vermögensschadens zu-, dies hat zur Folge, daß der- 
jenige leer ausgeht, dem kein VermÖgensschaden 
entstanden ist oder der ihn nicht nachweisen kann. 
Dieses Ergebnis ist unbillig und entspricht nicht dem 
Rang, ider dem Grundrecht der Freiheit der Person 
im sozialen Rechtsstaat zukommt. Der Entwurf sieht 
deshalb für die Freiheitsentziehung neben dem Er- 
satz des Vermögensschadens einen pauschalen Er- 
satz des Schadens vor, der nicht Vermögensschaden 
ist. 

Der Entwurf füllt ferner eine Lücke aus, die der 
Gesetzgeber des Jahres 1904 offen gelassen hatte. 
Im Falle der Einstellung des Ermittlungsverfahrens 
durch die Staatsanwaltschaft war ein gesetzlicher 
Rechtsanspruch auf Entschädigung bisher nicht vor- 
gesehen. Auf Grund allgemeiner, in den Ländern 
und im Bund gleichlautender Verfügungen kann je- 
doch eine Billigkeitsentschädigung im Verwaltungs- 
wege in entsprechender Anwendung des Gesetzes 
gewährt werden. Diese Regelung soll nunmehr durch 
einen gesetzlichen Rechtsanspruch abgelöst werden. 

Das geltende Recht sieht zwar für Strafhaft Ent- 
schädigung vor, wenn die im Wiederaufnahmever- 
fahren erkannte Strafe geringer ist als die bereits 
vollstreckte, versagt aber jede Entschädiung für 
Untersuchungshaft, wenn es zur Verurteilung 
kommt. Infolgedessen kann sich ein Mißverhältnis 
zwischen dem Ergebnis des Strafverfahrens (z. B. 
geringe Geldstrafe) und der erlittenen vorläufigen 
Strafverfolgungsmaßnahme ergöben. Auch für Fälle 
dieser Art sieht der Entwurf eine Entschädigung vor 
(§ 2 Abs. 1 Nr. 2). Außerdem soll eine Entschädigung 
dann gewährt werden können, wenn das Gericht 
von Strafe abgesehen hat oder das Verfahren nach 
einer Ermessensvorschrift eingestellt worden ist 
(§ 3), da es in solchen Fällen unbillig sein kann, 
wenn der Beschuldigte für die Nachteile der er- 
littenen Strafverfolgungsmaßnahmen nicht ent- 
schädigt wird. Diese wesentlichen Erweiterungen der 
Schadensersatzpflicht machen es auf der anderen 
Seite erforderlich, die Ausschluß- und Versagungs- 
gründe neu zu gestalten (§ 4). 

§ 12 UHaftEntschäG macht die Gewährung einer 
Entschädigung für Untersuchungshaft an Ausländer 
davon abhängig, daß die Gegenseitigkeit verbürgt 
ist. Von diesem Erfordernis, das in Einzelfällen zu 


I unbilligen Ergebnissen geführt hat, sieht der Ent- 
wurf ab. 

Die Dreiteilung des Verfahrens behält der Entwurf 
im wesentlichen bei. Danach obliegt es dem Gericht, 
darüber zu entscheiden, ob die Staatskasse zur Ent- 
schädigung verpflichtet ist. Dies soll nicht, wie bis- 
her, in einem besonderen Beschlußverfahren, son- 
dern möglichst in der Sachentscheidung ausgespro- 
chen werden. Gegen die gerichtliche Entscheidung 
über die Entschädigungspflicht ist das Rechtsmittel 
der sofortigen Beschwerde nach den Vorschriften 
der StPO vorgesehen. Uber die Höhe der Entschädi- 
gung wird auf Antrag des Berechtigten im Justiz- 
verwaltungsverfahren entschieden. Gegen die Ent- 
scheidung der Justizverwaltungsbehörde ist der 
ordentliche Rechtsweg gegeben. 

Der Entwurf regelt nicht Schadensersatzansprüche 
aus Verschulden. Diese, insbesondere Ansprüche aus 
Amtshaftung, können neben dem Entschädigungs- 
anspruch nach dem vorgeschlagenen Gesetz be- 
stehen. Dasselbe gilt für Ansprüche aus Artikel 5 
Abs. 5 der Europäischen Konvention zum Schutze 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten (Bundes- 
gesetzbl. 1952 II S. 685), die unabhängig von dem 
Ausgang des Strafverfahrens gegeben sein können, 
aber eine rechtswidrige Freiheitsentziehung voraus- 
setzen. 

Für Verfolgungsmaßnahmen im Bußgeldverfahren, 
die nachträglich beseitigt, in einem späteren Ver- 
fahren gemildert oder durch die Bußgeldentschei- 
dung nicht gedeckt werden, sieht der Entwurf keine 
besondere Regelung vor. Er geht davon aus, daß 
die hier vorgesehenen Vorschriften zu denen der 
allgemeinen Gesetze über das Strafverfahren rech- 
nen, so daß sie für das Bußgeldverfahren sinngemäß 
gelten (vgl. § 46 Abs. 1 OWiG). Dabei ist im Ver- 
hältnis von Straf- und Bußgeldverfahren auch die 
Möglichkeit eines Überganges zu berücksichtigen, 
so daß z. B. bei einem Bußgelderkenntnis im Straf- 
verfahren (§ 82 OWiG) nicht die Regelung von § 2 
Abs. 1 Nr. 1 eingreift, sondern die von § 2 Abs. 1 
Nr. 2. 


III. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Die Vorschrift bestimmt, daß dem verurteilten 
Angeklagten nach erfolgreicher Wiederaufnahme 
der Schaden zu ersetzen ist, den er durch die Ver- 
urteilung erlitten hat. Erfolgreich ist die Wieder- 
aufnahme, wenn sie zum Wegfall oder zur Milde- 
rung des Straferkenntnisses führt. Ob sich die Un- 
schuld des Angeklagten ergeben hat, ist — wie oben 
dargelegt — ohne Bedeutung. Die Milderung muß 
nicht, wie nach geltendem Recht, auf der Anwen- 
dung eines milderen Strafgesetzes beruhen; diese 
Einschränkung ist als nicht sachgemäß beseitigt, weil 
die zugelassene Wiederaufnahme auch zu geringerer 
Strafe aus dem gleichen oder einem anderen Gesetz 
mit demselben Strafrahmen führen kann. Nicht er- 
forderlich ist, daß eine Vollstreckung vorangegan- 
gen ist; denn schon die rechtskräftige Verurteilung 
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kann einen Vermögensschaden verursachen, z. B. 
zum Verlust des Arbeitsplatzes führen. Hier kann 
der Schadensausgleich nicht hinter demjenigen zu- 
rückstehen, den die Beamtengesetze bei erfolg- 
reicher Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens 
vorsehen (vgl. § 108 BDO). 

Außer der Wiederaufnahme gibt es andere Fälle, 
in denen die Reditskraft durchbrochen wird, z. B. 
infolge -der beschränkten Rechtskraftwirkung des 
Strafbefehls oder wenn sich die Revisionsentschei- 
dung auf den rechtskräftig Verurteilten Mitange- 
klagten erstreckt. Der Entwurf berücksichtigt auch 
diese Fälle. 

Absatz 1 will alle strafrechtlichen Rechtsfolgen der 
Verurteilung erfassen, auch solche, die sich an eine 
Strafaussetzung zur Bewährung anschließen, wie 
Auflagen oder Weisungen. Absatz 2 trägt den Fällen 
Rechnung, in -denen es nicht zur Verurteilung kommt 
(z. B. Freisprechung wegen Zurechnungsunfähigkeit), 
aber eine Maßregel der Sicherung und Besserung 
oder eine Nebenfolge, z. B. Einziehung oder Verfall, 
angeordnet wird. 


Zu § 2 

§ 2 regelt den Schadensersatz für vorangegangene 
Maßnahmen der Strafverfolgung, wenn der Ange- 
klagte freigesprochen, außer Verfolgung gesetzt, 
das Verfahren gegen ihn eingestellt worden ist oder 
wenn die im Erkenntnis ausgesprochenen Rechts- 
folgen hinter den vorläufig angeordneten Zurück- 
bleiben, Das Gesetz betr. die Entschädigung für un- 
schuldig erlittene Untersuchungshaft besdiränkt den 
Ersatzanspruch auf Untersuchungshaft und einst- 
weilige Unterbringung. Der Entwurf istellt klar, daß 
entsprechende Maßnahmen aufgrund des Jugend- 
gerichtsgesetzes ebenfalls entschädigungsfähig sind 
und bezieht die Unterbringung zur Beobachtung ein 
(Abs. 2 Nr. 1). 

Aber auch andere Maßnahmen können den Betrof- 
fenen belasten und schädigen, z. B. die vorläufige 
Festnahme nadi § 127 Abs. 2 StPO (Abs. 2 Nr. 2) 
sowie Auflagen des Richters gemäß § 116 StPO, 
deren Erfüllung die Bewegungsfreiheit und die Be- 
rufsausübung beschränken sowie Kosten verur- 
sachen kann (Nummer 3). Auch die Sicherstellung 
und die Beschlagnahme sowie die Durchsuchung 
(Nummer 4) können zu wirtschaftlichen Nachteilen 
führen, so daß es gerechtfertigt ist, hierfür einen 
Ausgleich vorzusehen, soweit die Entschädigung 
nicht in anderen Gesetzen geregelt ist, z. B. in den 
Landespressegesetzen, Die häufig vorkommende 
vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis (Nummer 
5) kann, nicht nur bei Berufskraftfahrern, erhebliche 
Einbußen mit sich bringen. 

Absatz 3 stellt die Auslieferungshaft und die vor- 
läufige Auslieferungshaft sowie Sicherstellung, Be- 
schlagnahme und Durchsuchung, die im Ausland auf 
Ersuchen einer deutschen Behörde angeordnet wor- 
den sind, den entsprechenden Maßnahmen deutscher 
Strafverfolgungäbehörden gleich, weil sie dieselben 
Wirkungen haben. 


Voraussetzung für einen Ersatzanspruch nach § 2 
sind der Vollzug der Straf verfolgungsmaßnahme 
sowie eine dem Beschuldigten günstige Sachentschei- 
dung des Gerichts oder ■ — im Ermittlungsver- 
fahren — der Staatsanwaltschaft sowie das Fehlen 
von Ausschluß- oder Versagungsgründen (vgl. § 4). 


Zu § 3 

Nach § 3 kann Entschädigung auch gewährt werden, 
wenn das Gericht von Strafe abgesehen hat oder das 
Verfahren nach einer Vorschrift eingestellt worden 
ist, die dies nach dem Ermessen des Gerichts oder 
der Staatsanwaltschaft zuläßt. Solche Ermessensvor- 
sdiriften sind auch Vorschriften der Strafprozeßord- 
nung und des Jugendgerichtsgesietzes, die ein Abse- 
hen von der Verfolgung zulassen. In den Fällen des 
§ 3 muß laber eine Abwägung stattfinden, weil beim 
Absehen von Strafe die Schuld festgestellt ist und in 
den Fällen der Einstellung der Straf anspruch nicht 
weiterverfolgt wird. Deshalb hat das Gericht zu 
prüfen, ob es nach den Umständen des Falles der 
Billigkeit entspricht, Entschädigung zu gewähren. 


Zu § 4 

Die Vorschrift enthält die vom Strafgericht zu be- 
rücksichtigenden Gründe, die eine Entschädigung 
ausschließen (Absatz 1 und 2) oder zu ihrer Ver- 
sagung führen können (Absatz 3 und 4). Absatz 1 
Nr. 1 schließt die Entschädigung für eine Freiheits- 
entziehung isowie für die vorläufige Entziehung der 
Fahrerlaubnis aus, soweit deren Anrechnung auf 
die verhängte Strafe unterbleibt (vgl. § 60 StGB in 
der Fassung des 1. StrRG). 

Absatz 1 Nr. 2 schließt die Entschädigung für eine 
Freiheitsentziehung in den Fällen aus, in denen der 
Beschuldigte rechtswidrig den Tatbestand eines 
Strafgesetzes verwirklicht, aber im Zustand der 
Zurechnungsunfähigkeit gehandelt hat und in denen 
aus diesem Grunde keine Strafe verhängt, wohl 
aber eine freiheitsentziehende Maßregel der Siche- 
rung und Besserung angeordnet oder von einer 
solchen Anordnung nur deshalb abgesehen wird, 
weil der Zweck der in Betracht kommenden Maß- 
regel durch die bisherige Freiheitsentziehung bereits 
erreicht ist. Eine entsprechende Regelung enthält 
Absatz 1 Nr. 2 für die vorläufige Entziehung der 
Fahrerlaubnis, die Sicherstellung und Beschlag- 
nahme. Wer nur deshalb nicht verurteilt wird, weil 
seine Zurechnungsunfähigkeit erwiesen oder nicht 
auszuschließen ist, hat danach trotz des Freispruchs 
keinen Anspruch auf Entschädigung, wenn das Ge- 
richt die Entziehung der Fahrerlaubnis endgültig 
anordnet (§ 42 m StGB) ; das gleiche gilt, wenn das 
Gericht von der endgültigen Anordnung nur deshalb 
absieht, weil im Zeitpunkt der Hauptverhandlung 
die Voraussetzungen (mangelnde Eignung zum 
Führen von Kraftfahrzeugen) nicht mehr vorliegen. 

Nach Absatz 2 ist die Entschädigung ferner ausge- 
schlossen, wenn der Beschuldigte die Strafverfol- 
gungsmaßnahme durch ein vorwertbares Verhalten 
veranlaßt hat. Der Entwurf geht dabei vom gelten- 
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den Recht ab, das auf vorsätzliches Herbeiführen 
oder grob fahrlässiges Verschulden abstellt; er be- 
stimnit konkret, worin ein die Entschädigung aus- 
schließendes Verschulden zu sehen ist. Die Num- 
nern 1 (schuldhafte Säumnis) und 3 (Vortäuschung 
der Tat) lehnen sich an § 467 Abs. 2 und Abs. 3 
Satz 1 StPO an, die Nummer 2 zieht die Folgerung 
daraus, daß Anweisungen des Gerichts nach § 116 
StPO entschädigungsfähig sind (§ 2 Abs. 2 Nr. 3). 

Absatz 3 führt die fakultativen Versagungsgründe 
auf. Sie können von unterschiedlichem Gewicht sein; 
das Strafgericht muß ideshalb einen Ermessensspiel- 
raum und die Möglichkeit haben, die Entschädigung 
auch teilweise zu versagen. Damit ist Raum für die 
Wertung eines alleinigen oder mitwirkenden Ver- 
schuldens des Beschuldigten, das sich auf die Ver- 
hängung oder die Fortdauer der Strafverfolgungs- 
maßnahme beziehen kann. Es kann angebracht sein, 
Entschädigung ganz oder teilweise zu versagen, 
wenn der Beschuldigte die Strafverfolgungsmaß- 
nahme dadurch veranlaßt hat, daß er sich selbst in 
wesentlichen Punkten wahrheitswidrig oder im 
Widerspruch zu seinen späteren Erklärungen be- 
lastet hat, obwohl er sich zur Beschuldigung ge- 
äußert hat; Absatz 3 Nr. 1 entspricht damit der 
Regelung über die Auslagenerstattung in § 467 
Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 StPO. Absatz 3 Nr. 2 schließt 
sich an die Regelung in § 467 Abs. 3 Satz 2 Nr, 2 
StPO an und berücksichtigt zugleich, daß auch bei 
Einstellung des Verfahrens durch die Staatsanwalt- 
schaft Entschädigung in Betracht kommt; diese Vor- 
schrift regelt ferner den Fall der Freisprechung 
wegen Zurechnungsunfähigkeit, sofern hier nicht 
schon ein Ausschlußgrund nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 
gegeben ist. 


Zu § 5 

Zu ersetzen ist wie bisher der durch die Straf- 
verfolgungsmaßnahme verursachte Vermögens- 
schaden. Der Begriff ist nach bürgerlichem Recht 
auszulegen. Aus den unter II dargelegten Gründen 
sieht der Entwurf für den Fall fder Freiheitsentzie- 
hung auch den Ersatz des Schadens vor, der nicht 
Vermögensschaden ist. Um eine einheitliche Be- 
messung zu gewährleisten, ist ein Pauschalsatz vor- 
gesehen. 

Der Schadensersatz kann, wie nach geltendem Recht, 
durch einen Kapitalbetrag oder, in geeigneten Fäl- 
len, durch eine fortlaufende Rente geleistet werden. 
Höchstbeträge sieht der Entwurf nicht vor. In der 
bis 1933 geltenden Fassung der Entschädigungs- 
gesetze war ebenfalls keine Begrenzung enthalten. 
Die 1933 für ihre Einführung maßgebenden Gründe 
(vgl. amtliche Begründung zu Artikel 5 des Aus- 
führungsgesetzes zu dem Gesetz gegen gefährliche 
Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln der 
Sicherung und Besserung vom 24. November 1933 
— Reichsgesetzbl. I S. 1000 — : „Verschiedene 
neuere Gesetze, die eine Haftung ohne Schuld be- 
gründen, insbesondere das Kraftfahrzeuggesetz und 
das Luftverkehrsgesetz, haben für die Entschädi- 
gung eine Höchstgrenze eingeführt. Damit ist für 
die Haftung ohne Schuld ein Grundsatz ausge- 


sprochen, dessen Anwendung auf die Entsdiädigung 
der im Wiederaufnahmeverfahren freigesprochenen 
Personen keinen rechtspolitischen Bedenken begeg- 
nen kann.") können nicht überzeugen. Für Irrtümer 
der Strafjustiz muß die Rechtsgemeinschaft voll ein- 
stehen. 

Ob ein geltend gemachter Schaden durch die Straf- 
verfolgungsmaßnahme verursacht worden ist, bedarf 
bei der Berechnung des Schadens, also im Verfahren 
nach § 8, ggf. im Zivilprozeß, jeweils genauer Prü- 
fung. In Anlehnung an § 9 Abs. 5 des Bundesent- 
schädigungsgesetzes bestimmt der Entwurf, daß Ent- 
schädigung für einen Schaden nicht geleistet wird, 
der auch öhne die Strafverfolgungsmaßnahme ein- 
getreten wäre (Absatz 3). Dieser Klarstellung bedarf 
es, weil es nicht gerechtfertigt erscheint, Entschädi- 
gung zu gewähren, wenn aufgrund von Rechts- 
vorschriften außerhalb des Strafrechts Maßnahmen 
erforderlich gewesen wären, die einer Maßregel der 
Sicherung und Besserung entsprechen, z. B. nach 
den Unterbringungsgesetzen oder nach verwaltungs- 
rechtlichen Vorschriften, z. B. § 12 des Gaststätten- 
gesetzes (Zurücknahme der Erlaubnis zur Ausübung 
eines Gaststättengewerbes) oder nach § 4 StVG 
(Entziehung der Fahrerlaubnis) in ganz besonders 
gelagerten Fällen. 

Zu § 6 

Wie das geltende Recht sieht § 6 des Entwurfs vor, 
daß das Strafgericht die Grundentscheidung trifft, 
ob die Staatskasse zur Entschädigung verpflichtet 
ist oder nicht. Dies hat, wie nach geltendem Recht, 
von Amts wegen in jedem Rechtszug zu geschehen, 
sofern sich im Verfahren ein 'entschädigungsfähiger 
Tatbestand ergeben hat. Nachdem es nicht mehr 
darauf ankommt, daß die Unschuld erwiesen oder 
dargetan ist, daß ein begründeter Verdacht nicht 
vorliegt, besteht in der Regel kein Grund mehr, 
über die Entschädigungspflicht in einem besonderen 
Beschluß zu befinden. Wie über die Kosten und die 
notwendigen Auslagen soll nunmehr auch über die 
Entschädigung im Rahmen der Sachentscheidung 
befunden werden. Das läßt sich aber nicht immer 
durchführen, namentlich wenn Erörterungen not- 
wendig werden, die vor der Sachentscheidung ver- 
früht wären, oder wenn die Entschädigungsfrage 
von Feststellungen abhängt, die nicht sofort ge- 
troffen werden können. Absatz 1 trägt diesen Mög- 
lichkeiten Rechnung. 

Absatz 2 bestimmt, daß die Strafverfolgungsmaß- 
nahmen bezeichnet und gegebenenfalls die Zeit an- 
gegeben wenden muß, für die Entschädigung zuge- 
sprochen wird. Dies ist erforderlich, weil Entschädi- 
gung für mehrere Strafverfolgungsmaßnahmen in 
Betracht kommen, auch in einem Fall zugesprochen, 
im anderen versagt werden kann, und weil die 
konstitutiv Wirkende Entscheidung die Grundlage 
für die spätere Festsetzung der Höhe des Schadens- 
ersatzes im Justizverwaltungswege, gegebenenfalls 
im Zivilprozeß bildet. 

Absatz 3 führt die bisher nicht gegebene sofortige 
Beschwerde gegen die Entscheidung des Straf- 
gerichts Über die Entschädigungspflicht ein. Für das 
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Rechtsmittel gelten die Vorschriften der Strafprozeß- 
ordnung. Deren besondere Bestimmungen über die 
sofortige Beschwerde gegen die Entscheidung über 
die notwendigen Auslagen sind entsprechend an- 
wendbar. 

Zu § 7 

Der Entwurf löst — wie eingangs erörtert — die bis- 
herige Billigkeitsentschädigung ab und gewährt nun 
auch für den Fall der Einstellung des Verfahrens 
durch die Staatsanwaltschaft einen Rechtsanspruch 
auf Entschädigung. Uber die Entschädigungspflicht 
soll nicht die Staatsanwaltschaft selbst, sondern das 
Gericht entscheiden, das für die Eröffnung des 
Hauptverfahrens zuständig gewesen wäre. Da sich 
die Zuständigkeit nicht immer schon aus dem Ver- 
fahrensstand ergibt, muß die Staatsanwaltschaft das 
Gericht in dem Einstellungsbescheid bezeichnen. Die 
Entscheidung wird in diesem Falle nur auf Antrag 
getroffen, der innerhalb eines Monats gestellt wer- 
den muß. Hierüber muß die Staatsanwaltschaft den 
Beschuldigten belehren. Auch hier ist gegen die Ent- 
scheidung des Gerichts die sofortige Beschwerde 
nach den Vorschriften der StPO gegeben (Absatz 2). 
Absatz 3 trägt der Möglichkeit Rechnung, daß es 
infolge des Klageerzwingungsverfahrens nicht bei 
der Einstellung bleibt. 

Zu § 8 

Die Vorschrift regelt das Betragsverfahren in An- 
lehnung an das geltende Recht (§ 5 HaftEntschäG, 
§ 6 UHaftEntschäG), sieht jedoch einen Ausschluß 
des Anspruchs nicht schon bei bloßer Versäumung 
der Anmeldefrist (sechs Monate), sondern nur bei 
schuldhafter Versäumung vor. Die Anmeldung des 
Schadensersatzanspruchs kommt erst in Betracht, 
wenn die Entschädigungspflicht der Staatskasse 
rechtskräftig feststeht. Die Staatsanwaltschaft hat 
dann den Berechtigten über sein Antragsrecht und 
die Frist für die Anmeldung des Anspruchs durch 
Zustellung zu belehren. 

Absatz 2 bestimmt, wer zur Entscheidung über die 
Schadensersatzforderung berufen ist. Nach Einfüh- 
rung eines zweiten Rechtszuges in Staatsschutz- 
Strafsachen kommen nur die Landesjustizbehörden 
in Betracht, vgl. Artikel 3 des Gesetzes zur allge- 
meinen Einführung eines zweiten Rechtszuges in 
Staatsschutz-Strafsachen vom 8. September 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1582) in Verbindung mit Arti- 
kel 2 Nr. 18 und Artikel 4 Nr. 4 und 5 a. a. O. 
(Streichung des § 474 StPO sowie des § 9 UHaft- 
EntschäG und des § 6 HaftEntschäG). 

Zu § 9 

Den kraft Gesetzes Unterhaltsberechtigten gibt der 
Entwurf — wie das geltende Recht • — einen eigenen 
Schadensersatzanspruch, der auf den entzogenen 
Unterhalt begrenzt ist. Entzogen ist der Unterhalt, 
wenn ihn der Unterhaltspflichtige infolge der Straf- 
verfolgungsmaßnahmen nicht leisten und der Be- 
rechtigte ihn auch nicht nachträglich beanspruchen 


konnte. Leistet die Staatskasse dem Unterhaltsbe- 
rechtigten Schadensersatz, so mindert sich nach dem 
Grundsatz der Vorteilsausgleichung der Schaden des 
Unterhaltspflichtigen. 

Abweichend von § 4 Abs. 3 UHaftEntschäG soll nicht 
das Gericht, sondern die Staatsanwaltschaft, die für 
die Bearbeitung der Ersatzansprüche zuständig ist, 
die Unterhaltsberechtigten, sofern sie bekannt sind, 
unterrichten. Rechtsstaatlich geboten ist die — zu- 
zustellende — Belehrung über das Antragsrecht 
und die Ausschlußfrist. 

Zu § 10 

Gegen die Entscheidung der Justizverwaltungsbe- 
hörde über den Entschädigungsanspruch ist der 
Rechtsweg gegeben (Absatz 1). Der Ausschluß der 
Übertragbarkeit (Absatz 2) kennzeichnet den Ersatz- 
anspruch als persönlichkeitsgebunden und schützt 
den Berechtigten vor der Pfändung. Die Beschrän- 
kung des Erbübergangs (Absatz 3) entspricht der in 
§ 847 BGB für den vergleichbaren Anspruch auf 
Schmerzensgeld getroffenen Bestimmung. 

Zu § 11 

§ 11 enthält Vorschriften für den Fall, daß die 
Grundlage für den Ersatzanspruch nachträglich weg- 
fällt oder in Frage gestellt wird, weil mit einer 
Änderung der anspruchsbegründenden Sachentschei- 
dung zu rechnen ist. 

Zu § 12 

Die Vorschrift regelt in Absatz 1, wer gegenüber 
dem Berechtigten, also im Außenverhältnis, ersatz- 
pflichtig ist, und erleichtert durch eine cessio legis 
den Rückgriff gegen den Dritten, der die Strafver- 
folgungsmaßnahme — oder ihre Fortdauer — rechts- 
widrig herbeigeführt hat (Absatz 2). Sie lehnt sich 
an § 3 HaftEntschäG (und den gleichlautenden § 7 
UHaftEntschäG) und zieht in Absatz 1 die Folgerung 
daraus, daß der Entwurf auch bei Einstellung durch 
die Staatsanwaltschaft einen Rechtsanspruch auf 
Schadensersatz vorsieht. Aus den zu § 8 dargelegten 
Gründen kommt eine Ersatzpflicht des Bundes gegen- 
über dem Berechtigten nicht mehr in Betracht; im 
Innenverhältnis kann aber nach Artikel 3 des Ge- 
setzes zur allgemeinen Einführung eines zweiten 
Rechtszuges in Staatsschutz-Strafsachen vom Bund 
Erstattung verlangt werden. 

Zu § 13 (Ubergangsvorschriften) 

Die im Ermittlungsverfahren oder vor dem Straf- 
gericht abgeschlossenen Fälle will der Entwurf nicht 
neu aufgerollt wissen, ebensowenig die im Betrags- 
verfahren nach den geltenden Gesetzen erledigten 
Fälle. Hiervon werden jedoch zwei Ausnahmen ge- 
macht: Die bisherigen Beschränkungen auf Höchst- 
beträge sind nicht mehr zu beachten, wenn das Be- 
tragsverfahren noch nicht erledigt ist; wiederkehren- 
de Leistungen können, soweit sie nach Inkrafttreten 
des Gesetzes fällig werden, in jedem Falle neu fest- 
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gesetzt werden, wenn dies erforderlich ist, um den 
Vermögensschaden angemessen auszugleichen. 

Zu §§ 14 bis 17 (Schlußvorschriften) 

Der Entwurf will die bisherigen Entsdiädigungsge- 
setze ablösen; sie müssen daher aufgehoben werden 
(§ 14 Abs. 1). Da andere Rechtsvorschriften auf das 
aufzuhebende Recht verweisen, ist eine Vorschrift 
erforderlich, die den Verweisungen neuen Inhalt 
gibt (§ 14 Abs. 2). § 15 ändert § 109 Abs. 1 der 
Bundesdisziplinarordnung. § 16 enthält die übliche 
Berlin-Klausel, § 17 die Bestimmung über das In- 
krafttreten. 

IV. Kosten des Gesetzes 

Die Ausführung des Gesetzes wird die öffentlichen 
Haushalte des Bundes und der Länder mit Mehraus- 
gaben belasten. Nach Artikel 3 des Gesetzes zur all- 
gemeinen Einführung eines zweiten Rechtszuges in 
Staatsschutz-Strafsachen vom 8. September 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1582) können die Länder vom 
Bund Erstattung verlangen, soweit sie Entschädigun- 
gen aufgrund von Strafverfahren zu leisten haben, 
in denen die Oberlandesgerichte in Ausübung von 
Gerichtsbarkeit des Bundes entschieden haben. Die 
durch solche Erstattungsforderungen dem Bund nach 
der Gesetzesvorlage erwachsenden Ausgaben kön- 
nen nicht errechnet werden. Die bisherigen Ent- 
schädigungsleistungen des Bundes (im Jahresdurch- 


schnitt seit 1951 weniger als 3000 DM) bieten keinen 
hinreichenden Anhaltspunkt, weil der Entwurf die 
Entschädigungspflicht wesentlich erweitert. Da nur 
eine verhältnismäßig geringe Zahl Straf- und Ermitt- 
lungsverfahren in Betracht kommt, werden die Mehr- 
ausgaben auf 50 000 DM bis 100 000 DM jährlich 
geschätzt. Zusätzlicher Personalbedarf wird dem 
Bund nicht entstehen. Die Ausgaben fallen unter die 
Hauptgruppe 5 des Gruppierungsplans. In der mehr- 
jährigen Finanzplanung sind sie bisher nicht berück- 
sichtigt. 

Auf die Länderhaushalte wird die Erweiterung der 
Entschädigungspflicht sich nach der Zahl der Ermitt- 
lungs- und Strafverfahren sowie bei bestimmten ent- 
schädigungsfähigen Maßnahmen (z. B. vorläufige 
Entziehung der Fahrerlaubnis) weit stärker auswir- 
ken als im Bereich der Gerichtsbarkeit des Bundes. 
Die bisherigen Ausgaben der Länder für Entschädi- 
gungen nach beiden Gesetzen — im Jahresdurch- 
schnitt der sieben Haushaltsjahre 1960 bis 1966 
zwischen 1000 DM (Schleswig-Holstein) und 26 000 
DM (Bayern) — können einer Schätzung nicht zu- 
grunde gelegt werden. Statistisch läßt sich die Aus- 
wirkung des Gesetzes nicht erfassen. Eine Statistik 
würde auch keine Schlüsse auf die zukünftige Ent- 
wicklung erlauben, weil diese durch das neue Ge- 
setz beeinflußt werden könnte. Vorläufig wird damit 
gerechnet werden müssen, daß den Länderhaushal- 
ten insgesamt etwa zehn Millionen DM im Jahre an 
sächlichen und personellen Mehrausgaben erwachsen 
werden. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 2 Abs. 1 Nr. 2 

Zu § 3 

In § 2 Abs. 1 ist die Nummer 2 zu streichen und 
§ 3 um folgenden Satz zu ergänzen; 

„Dasselbe gilt, soweit die in der strafgericht- 
lichen Verurteilung angeordneten Rechtsfolgen 
geringer sind als die darauf gerichteten Straf- 
verfolgungsmaßnahmen. " 

Begründung 

Die in § 2 Abs. 1 Nr. 2 genannten Fälle sollten 
ebenfalls nur nach Billigkeit entschädigt wer- 
den, weil die obligatorische Vollentschädigung 
in diesen Fällen oftmals zu ungerechtfertigten 
Ergebnissen führen kann. 

2. Zu § 2 Abs. 1, 2 

§ 2 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Soweit es nach den Umständen des Fal- 
les der Billigkeit entspricht, ist unter den Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 Entschädigung 
aus der Staatskasse auch zu gewähren für 

1 . die Unterbringung zur Beobachtung nach den 
Vorschriften der Strafprozeßordnung und 
des Jugendgericht'sgesetzes, 

2. die vorläufige Festnahme des Beschuldigten 
nach § 127 Abs. 2 der Strafprozeßordnung, 

3. Maßnahmen des Gerichts, die der Ausset- 
zung des Haftvollzugs dienen (§ 116 der 
Strafprozeßordnung) , 

4. die Durchsuchung, die Sicherstellung und 
die Beschlagnahme von Gegenständen, so- 
weit die Entschädigung nicht in anderen 
Gesetzen geregelt ist, 

5. die vorläufige Entziehung der Fahrerlaub- 
nis." 

Begründung 

In den genannten Fällen handelt es sich um 
Eingriffe geringeren Gewichts. Außerdem ist zu 
berücksichtigen, daß es teilweise gleichartige 
Maßnahmen gegen Dritte oder außerhalb des 
Strafverfahrens gibt, bei denen eine Entschädi- 
gung nicht vorgesehen ist. Zudem erscheint es 
bei diesen Maßnahmen vertretbar, ein Verhal- 
ten des Beschuldigten, das zur Anordnung der 
Maßnahme geführt hat, stärker zu berücksichti- 
gen. 

Als Folge sind in § 2 Abs. 1 die Worte „oder 
einer anderen Strafverfolgungsmaßnahme" 
durch die" Worte „oder der einstweiligen Un- 
terbringung nach den Vorschriften der Straf- 


prozeßordnung und des Jugendgerichtsgeset- 
zes" zu ersetzen. 

3. Zu § 2 Abs. 3 

§ 2 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Der Untersuchungshaft im Sinne des Ab- 
satzes 1 stehen die Auslieferungshaft und die 
vorläufige Auslieferungshaft gleich, die auf 
Ersuchen einer deutschen Behörde im Ausland 
vollzogen worden sind. Absatz 2 Nr. 4 findet 
auch auf die Durchsuchung sowie auf die Sicher- 
stellung und die Beschlagnahme von Gegen- 
ständen Anwendung, die auf Ersuchen einer 
deutschen Behörde im Ausland vorgenommen 
worden sind." 

Begründung 

Folge der Änderung des § 2 Abs. 1 und 2. 

4. Zu § 4 Abs. 1 Nr. 4 — neu — 

In § 4 Abs. 1 ist nach Ersetzung des Punktes 
durch ein Komma in Nummer 3 folgende Num- 
mer 4 anzufügen: 

„4. für die Sicherstellung, die Beschlagnahme 
und die Durchsuchung im Strafverfahren 
nach den Vorschriften des Dritten Teils der 
Abgabenordnung, wenn gegen den Betrof- 
fenen wegen einer Steuerwidrigkeit eine 
Geldbuße festgesetzt worden ist und die 
erlittenen Strafverfolgungsmaßnahmen nicht 
in einem Mißverhältnis zu der begangenen 
Ordnungswidrigkeit stehen." 

Begründung 

Von den Auswirkungen des Gesetzentwurfs 
werden die Länderfinanzverwaltungen in erster 
Linie durch bestimmte Strafverfolgungsmaßnah- 
men des Steuerfahndungsdienstes im steuer- 
strafrechtlichen Ermittlungsverfahren betroffen. 
Als Strafverfolgungsmaßnahmen, die eine Ent- 
schädigung nach sich ziehen können, sieht der 
Entwurf außer der vorläufigen Festnahme nach 
§ 127 Abs. 2 StPO die Sicherstellung und Be- 
schlagnahme von Beweismitteln sowie die 
Durchsuchung vor. Nach dem Gesetzentwurf 
lösen diese Strafverfolgungsmaßnahmen, sofern 
der Betroffene durch sie einen Vermögensscha- 
den erlitten hat, vorbehaltlich bestimmter Aus- 
schluß- und Versagungsgründe (§ 4 des Gesetz- 
entwurfs), eine Entschädigungspflicht aus bei 
Freispruch, Außerverfolgsetzung und Verfah- 
renseinstellung aus Rechtsgründen (§ 2 des Ge- 
setzentwurfs), während im Falle des Absehens 
von Strafe oder der Verfahrenseinstellung aus 
Ermessensgründen öine Entschädigung aus Bil- 
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Mgkeitsgründen gewahrl werden kann (§ 3 d('s 
Gesetzentwurfs). 

Die Durchsuchung, die Sicherstellung und die 
Beschlagnahme von Beweismitteln gehören zu 
den strafprozessualen Instrumenten der Steuer- 
fahndung, die es ihr in einer großen Zahl von 
Fällen überhaupt erst ermöglichen, den Umfang 
einer Steuerverkürzung als objektives Tatbe- 
standsmerkmal der Steuerhinterziehung nachzu- 
weisen. Ein längerer Zeitablauf zwischen Tat 
und Tataufdeckung führt nicht selten zu Schwie- 
rigkeiten beim Nachweis des subjektiven Tat- 
bestandes. So ist es keine Seltenheit, daß im 
Steuerstrafverfahren zwar eine umfangreiche 
Steuerverkürzung aufgedeckt wird, jedoch nicht 
mehr mit der erforderlichen Sicherheit nachge- 
wiesen werden kann, ob der Täter vorsätzlich, 
leichtfertig oder nur leicht fahrlässig gehandelt 
hat. Reicht das Ergebnis der Ermittlungen nicht 
aus, den Vorsatz nachzuweisen, kann vielmehr 
nur Leichtfertigkeit angenommen werden, muß 
das Steuerstrafverfahren gemäß § 433 Abs. 1 
AO i. V. m. § 170 Abs. 2 StPO eingestellt und 
wegen einer Steuerordnungswidrigkeit nach 
§ 404 AO ein Bußgeldbescheid erlassen werden. 
In diesem Falle wäre dem Betroffenen gemäß 
§ 2 des Gesetzentwurfs aus Rechtsgründen eine 
Entschädigung zu gewähren, falls ihm ein Ver- 
mögensschaden entstanden ist. 

Dieses Ergebnis tritt nach dem Gesetzentwurf 
dagegen nicht ein, wenn anstelle des Finanz- 
amts das Gericht den Vorsatz für nicht nachge- 
wiesen hält und zur Verurteilung wegen einer 
Ordnungswidrigkeit gelangt. Es ist kein Grund 
für dieses unterschiedliche Ergebnis ersichtlich. 
Die im Gesetzentwurf vorgesehene Regelung 
würde zwangsläufig zu zahlreichen Entschädi- 
gungsfällen und zu einer erheblichen Belastung 
der Länderhaushalte führen. 

Der Bundesrat hält eine solche Ergänzung für 
unerläßlich, sieht aber Parallelvorgänge im 
übrigen Ordnungswidrigkeitenrecht und regt 
an, daß die Bundesregierung diesen Gesichts- 
punkt im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
prüft. 

5. Zu § 4 Abs. 2, 3 

In § 4 Abs. 3 ist die Nummer 1 zu streichen und 
Absatz 2 nach Ersetzung des Punktes durch ein 
Komma in Nummer 3 um folgende Nummer 4 
zu ergänzen: 

„4. dadurch, daß er sich selbst in wesentlichen 
Punkten wahrheitswidrig oder im Wider- 
spruch zu seinen späteren Erklärungen be- 
lastet oder wesentliche entlastende Um- 
stände verschwiegen hat, obwohl ihm ihre 
Offenbarung ohne weiteres möglich und 
auch zumutbar war."' 

Begründung 

Es erscheint nicht gerechtfertigt, dem Beschul- 
digten eine Entschädigung zu gewähren, wenn 
er durch sein eigenes Verhalten die Strafver- 


folgiingsinaßnahme aiisgelöst hat. Der Aus- 
schluß des Anspruchs unter dieser Vorausset- 
zung dürfte auch denn Grundsatz des § 254 BGB 
I entsprechen. 

6. Zu § 4 Abs. 3 

ln § 4 Abs. 3 ist folgende neue Nummer 2 an- 
zufügen: 

„2. die Begehung eines Verbrechens oder Ver- 
gehens vorbereitet hatte." 

Begründung 

In diesen Fällen erscheint es — wie im gelten- 
den Recht — gerechtfertigt, die Entschädigung 
! ganz oder teilweise versagen zu können. 

Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 1 (siehe 
oben). 

7. Zu § 6 Abs. 1 

§ 6 Abs. 1 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Das Gericht kann nach Anhörung der Beteilig- 
ten auch außerhalb der I lauptverhandlung durch 
Beschluß entscheiden." 

Begründung 

1 Die im Entwurf vorgesehene Regelung, daß das 
j Gericht grundsätzlich in die Hauptverhandlung 

über die Entschädigungspflicht entscheiden muß, 

I führt zu praktischen Schwierigkeiten. § 6 Abs. 1 

Satz 2 sollte deshalb weiter gefaßt werden. 

t 

8. Zu § 6 Abs. 2 

§ 6 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Die Entscheidung muß die Art und ge- 
gebenenfalls den Zeitraum der Strafverfol- 
gungsmaßnahme bezeichnen, für die Entschädi- 
gung zugesprochen wird." 

i Begründung 

! Klarstellung. 

9. Zu § 7 Abs. 1 Satz 1 

§ 7 Abs. 1 Satz 1 ist durch folgende Sätze zu 
ersetzen: 

„Hat die Staatsanwaltschaft das Verfahren ein- 
gestellt, so entscheidet das Amtsgericht am Sitz 
der Staatsanwaltschaft über die Entschädigungs- 
pflicht. An die Stelle des Amtsgerichts tritt das 
Gericht, das für die Eröffnung des Hauptver- 
I fahrens zuständig gewesen wäre, wenn 

I 1. die Staatsanwaltschaft das Verfahren einge- 

I stellt hat, nachdem sie die öffentliche Klage 

' zurückgenommen hat oder nachdem sie dem 

Beschuldigten und seinem Verteidiger den 
I Abschluß der Ermittlungen mitgeteilt hat 

i (§ 169a Abs. 2 der Strafprozeßordnung); 

I 2. in Strafsachen, die zur erstinstanzlichen 

I Zuständigkeit der Oberlandesgerichte gehö- 

I ren, der Generalbundesanwalt oder die 
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das Verfahren eingestellt hat." 

Begründung 

Im Falle der Einstellung des Verfahrens durch 
die Staatsanwaltschaft wird sich, sofern die 
Voraussetzungen des § 169 a Abs. 2 StPO nicht 
vorliegen, sehr häufig nicht hinreichend sicher 
beurteilen lassen, welches Gericht sachlich für 
die Eröffnung des Hauptverfahrens zuständig 
gewesen wäre. Für diese Fälle, in denen Zweifel 
über die Zuständigkeit auftreten können, er- 
scheint es angezeigt, eine klare Regelung über 
die Zuständigkeit des Gerichts, das über die 
Entschädigungspflicht zu entscheiden hat, zu 
treffen. ; 

1 0. Zu § 7 Abs. 1 Sätze 2 und 3 

In § 7 Abs. 1 sind die Sätze 2 und 3 durch fol- 
gende Sätze zu ersetzen: 

„Die Entscheidung ergeht auf Antrag des Be- ' 
schuldigten. Der Antrag ist innerhalb einer 
Frist von einem Monat nach Zustellung der 
Mitteilung über die Einstellung des Verfahrens 
zu stellen. In der Mitteilung ist der Beschuldigte | 
über sein Antragsrecht, die Frist und das zu- [ 
ständige Gericht zu belehren. Die Vorschriften . 
der §§ 44 bis 46 der Strafprozeßordnung gelten ' 
entsprechend." 

Begründung i 

Genauere Festlegung des Beginns und der • 
Dauer der Antragsfrist. Wegen der Kürze der j 
Frist sollte die Wiedereinsetzung in den vori- I 
gen Stand vorgesehen werden. j 

11. Zu § 9 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob § 9 nicht 
unter dem Gesichtspunkt der Schadensliquida- 
tion im Drittinteresse entbehrlich ist. 

Sollte die Vorschrift bestehenbleiben, so soll- 
ten in § 9 Abs. 2 die Worte „ , denen ein Ersatz- 
anspruch nach Absatz 1 zusteht," gestrichen 
werden, da sonst der Staatsanwalt mit einer 
rechtlichen Würdigung belastet würde, die für 
ihn eine sachfremde Aufgabe darstellt. 

12. Zu § 9 a — neu — 

Es ist folgender § 9 a einzufügen: 

„§ 9 a 

Ausschluß der Geltendmachung 
der Entschädigung 

Der Anspruch auf Entschädigung kann nicht 
mehr geltend gemacht werden, wenn seit dem 
Ablauf des Tages, an dem die Entschädigungs- 
pflicht rechtskräftig festgestellt ist, zwei Jahre 
verstrichen sind, ohne daß ein Antrag gemäß 
§ 8 Abs. 1 gestellt worden ist." 


c' g i ü u düng 

Durch Einführung einer Ausschlußfrist soll er- 
möglicht werden, Enlschädigungsfälle nach einer 
gewissen Zeit, zu der mit der Geltendmachung 
^ von Ansprüchen nicht mehr zu rechnen ist, 
abzuschließen. 

13. Zu § 11 

§ 11 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 11 

Nachträgliche Strafverfolgung 

(1) Die Entscheidung über die Entschädi- 
gungspflicht tritt außer Kraft, wenn zuungun- 
sten des Freigesprochenen die Wiederaufnahme 
des Verfahrens angeordnet oder wenn gegen 
den Berechtigten, der außer Verfolgung gesetzt 
oder gegen den das Verfahren eingestellt war, 
nachträglich wegen derselben Tat das Haupt- 
verfahren eröffnet wird. Eine bereits geleistete 
Entschädigung kann zurückgefordert werden. 

(2) Ist zuungunsten des Freigesprochenen die 
Wiederaufnahme beantragt oder sind gegen 
denjenigen, der außer Verfolgung gesetzt oder 
gegen den das Verfahren eingestellt war, die 
Untersuchung oder die Ermittlungen wieder- 
aiifgenommen worden, so kann die Entschei- 
dung über den Anspruch sowie die Zahlung der 
Entschädigung ausgesetzt werden." 

Begründung 

Der Vorschlag entspricht der bisherigen Rege- 
lung. Der Regierungsentwurf berücksichtigt 
nicht die Fälle, in denen die Staatsanwaltschaft 
die Ermittlungen in einem eingestellten Ver- 
fahren wiederaufnimmt und das Gericht später 
das Verfahren nach § 153 StPO einstellt. Ferner 
muß das Gericht auch bei Freispruch die Mög- 
lichkeit haben, erneut über die Entschädigungs- 
pflicht zu entscheiden, damit etwaige Ausschluß- 
oder Versagungsgründe berücksichtigt werden 
können. 

14. Zu § 13 

§ 13 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Ist vor Inkrafttreten dieses Gesetzes das 
Verfahren eingestellt oder der Beschuldigte 
außer Verfolgung gesetzt worden oder ist die 
Hauptverhandlung, in welcher die der Entschei- 
dung über die Entschädigungspflicht zugrunde 
liegenden tatsächlichen Feststellungen letztmals 
geprüft werden konnten, vor diesem Zeitpunkt 
beendet worden, so sind die bisherigen Vor- 
schriften anzuwenden." 

Begründung 

Der Vorschlag bezweckt eine Erstreckung der 
Übergangsregelung auf die Fälle, in denen das 
Verfahren eingestellt oder der Beschuldigte 
außer Verfolgung gesetzt wurde. 
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Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. (§§ 2, 3) 

Die Bundesregierung widerspricht dem Vorschlag. 

Eine Freiheitsentziehung, weiche die endgültige 
Strafzumessung überschreitet, ist immer ungerecht- 
fertigt; dasselbe gilt für andere entschädigungs- 
fähige Strafvcrfolgungsmaßnahmen, z. B. die vor- 
läufige Entziehung der Fahrerlaubnis. Für Billig- 
keitserwägungen ist in solchen Fällen kein Raum. 


Zu 2., 3. (§ 2) 

Die Bundesregierung widerspricht dem Vorschlag. 

Nach der vorgeschiagenen Änderung würde es der 
Rechtsprechung überlassen bleiben, ob bei Frei- 
sprechung (und in den übrigen Fällen des § 2 Abs. 1) 
eine Entschädigung zugebilligt wird. Dies ist nicht 
folgerichtig und würde zu Ergebnissen führen, die 
mit dem Grundanliegen des Gesetzentwurfs im 
Widerspruch stünden. Die vom Bundesrat ange- 
führten Gründe machen das deutlich. Danach würde 
es für die vom Gericht zu treffende Ermessensent- 
scheidung u. a. auf das Gewicht der Strafverfol- 
gungsmaßnahme ankommen ', dies ist aber nur für 
die Schadenshöhe erheblich. Die Berücksichtigung 
eines Verhaltens des Beschuldigten, „das zur An- 
ordnung der Maßnahme geführt hat", würde die 
Entscheidung mit davon abhängig machen, ob Tat- 
verdacht bestanden hat. Damit würde die „Un- 
schuldsklaiisei", die der Entwurf beseitigt wissen 
will, in der Rechtsprechung fortleben. Dieses Ergeb- 
nis ist um so weniger tragbar, als nicht einmal das 
geltende Recht darauf abstellt, ob z. Z. der Anord- 
nung einer Strafverfolgungsmaßnahme Tatverdacht 
gegeben war. 


Zu 4. (§ 4) 

Die Bundesregierung widerspricht dem Vorschlag, 
soweit er auf eine von § 2 Abs. 1 Nr. 2 des Ent- 
wurfs abweichende Regelung bei Steuerordnungs- 
widrigkeiten abzielt. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist bei An- 
wendung der Vorschriften dieses Entwurfs die Ahn- 
dung einer Ordnungswidrigkeit durch Geldbuße 
sinngemäß wie eine Verurteilung zu behandeln (vgl. 
§ 46 Abs. 1 OWiG). Dabei kann es keinen Unter- 
schied machen, ob die Geldbuße vom Gericht oder 
von der Verwaltungsbehörde festgesetzt wird; für 
Steuerordnungswidrigkeiten gilt nichts anderes. 

Die Bundesregierung wird jedoch im weiteren Ver- 
lauf des Gesetzgebungsverfahrens prüfen, ob eine 
klarstellende Vorschrift angezeigt ist, und ggf. For- 
mulierungsvorschläge machen. 


Zu 5. (§ 4 Abs. 2, 3) 

Die Bundesregierung widerspricht dem Vorschlag. 

Die vorgesehene Änderung würde dem Beschuldig- 
ten eine — wenn auch eingeschränkte — Offen- 
barungspflicht auferlegen. Dies widerspräche dem 
grundsätzlichen Recht des Beschuldigten im Straf- 
verfahren, nicht zur Sache auszusagen. 

Zu 6. (§ 4 Abs. 3) 

Die Bundesregierung widerspricht dem Vorschlag, 
der im Ergebnis darauf hinausläuft, die Entschädi- 
gung zu versagen, weil Tatverdacht bestanden hat. 

Zu 7. (§ 6 Abs. 1) 

Die Bundesregierung widerspricht dem Vorschlag. 

Die Fassung des Regierungsentwurfs erkennt an, 
daß praktische Schwierigkeiten der Entscheidung in 
der Hauptverhandlung entgegenstehen können. Wo 
das aber nicht der Fall ist, soll das Gericht eine 
einheitliche Entscheidung fällen. Es erscheint nicht 
angängig, dem freien Ermessen des Gerichts zu 
überlassen, ob es außerhalb der Hauptverhandlung 
durch Beschluß entscheiden will. 

Zu 8., 9., 10. (§ 6 Abs. 2, § 7) 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu 11. (§ 9) 

Die Bundesregierung wird die Frage im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren prüfen. 

Zu 12. (§ 9 a — neu — ) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 13. (§ 11) 

Die Bundesregierung widerspricht dem Vorschlag. 

Soweit der Bundesrat die Fälle geregelt wissen 
möchte, in denen das nachträgliche Verfahren mit 
einer Einstellung nach § 153 StPO endet oder sich 
Ausschluß- oder Versagungsgründe ergeben, könnte 
dem Anliegen durch eine entsprechende Ergänzung 
des Absatzes 1 Rechnung getragen werden. 

Zu 14. (§ 13) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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